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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Nationalrat Claudio Zanetti (svp, ZH) reichte im September 2017 die parlamentarische
Initiative «Keine Einbürgerung ohne zweifelsfrei geklärte Identität» ein. Laut Zanetti
sei es in letzter Zeit vorgekommen, dass Gemeindebehörden den Stimmbürgerinnen
und Stimmbürgern Personen mit dem Vermerk «Staatsangehörigkeit ungeklärt» zur
Einbürgerung vorschlagen; dies sei «in höchstem Masse stossend». Die zuständige SPK-
NR beantragte ihrem Rat mit 13 zu 9 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Wie
die Kommission in ihrem Bericht festhielt, liege eine ungeklärte Staatsangehörigkeit vor,
wenn eine Person aus einer Region stammt, deren Staatlichkeit international nicht
anerkannt ist (z.B. Palästina), wenn die Staatsangehörigkeit unklar ist, weil der
Herkunftsstaat nicht mehr existiert und der Nachfolgestaat keine Dokumente ausstellt
(z.B. Ex-Jugoslawien), oder weil infolge Bürgerkriegswirren die nötigen Dokumente
vernichtet sind. Diese Ursachen könnten einer einbürgerungswilligen Person nicht zur
Last gelegt werden und sollten daher kein Hindernis für die Erteilung des Bürgerrechts
sein, wenn im Übrigen alle Voraussetzungen dafür erfüllt sind, begründete die
Kommissionsmehrheit ihren Antrag. Der Nationalrat folgte seiner SPK in der
Herbstsession 2018 und verwarf die Initiative mit 121 zu 71 Stimmen bei 2 Enthaltungen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2018
ELIA HEER

Privatrecht

Mittels parlamentarischer Initiative forderte SVP-Nationalrat Claudio Zanetti (ZH) im
Sommer 2019 die Ergänzung des OR um die Möglichkeit der Gründung und Führung
von Gesellschaften nach amerikanischem Recht. Durch die Abschaffung von
Inhaberaktien sei der Schweiz ein erheblicher Standortnachteil erwachsen, welcher
sich jedoch durch die private und freiwillige Anwendung des amerikanischen Rechts
kompensieren liesse. Der Vorstoss wurde ohne Vorprüfung der RK-NR im Dezember
desselben Jahres bereits wieder abgeschrieben, da der Initiant aus dem Nationalrat
ausgeschieden war. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.12.2019
CATALINA SCHMID

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Mit seiner parlamentarischen Initiative hatte Claudio Zanetti (svp, ZH) einen Marschhalt
bei E-Voting gefordert. Da der Zürcher bei den eidgenössischen Wahlen im Herbst 2019
nicht mehr wiedergewählt wurde, übernahm sein Parteikollege Franz Grüter (svp, LU)
das Anliegen. Dieser machte in der Ratsdebatte darauf aufmerksam, dass die
Sicherheitsrisiken bei den bestehenden E-Voting-Systemen nach wie vor viel zu gross
seien und in den letzten Wochen viel Vertrauen in die Prozesse der direkten
Demokratie verloren gegangen sei. Es gehe nicht an, dass hier weiterhin investiert
werde – Grüter sprach von Ausgaben der Post von CHF 5 Mio. pro Jahr für ihr
mittlerweile gescheitertes E-Voting-System, obwohl gleichzeitig immer mehr
Poststellen geschlossen würden. Es sei ein Neuanfang, eine «Denkpause», bei «Vote
électronique» nötig und neue Tests und Systeme sollten erst dann durch- und
eingeführt werden, wenn es keinerlei Sicherheitsbedenken mehr gebe. 
Das Anliegen wurde in der grossen Kammer debattiert, weil ihm die SPK-NR mit 13 zu 11
Stimmen nicht Folge hatte geben wollen. Die Kommission, deren Position von Valérie
Piller Carrard (sp, FR) vertreten wurde, machte geltend, dass Probleme und
Sicherheitsbedenken nur ausgeräumt werden könnten, wenn weiterhin getestet werden
könne. Mit einem Marschhalt wäre dies nicht mehr möglich. Zudem müsse man an die
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer denken, die ohne E-Voting ihr Stimm-
und Wahlrecht nur unzulänglich wahrnehmen könnten. Eine interessante Koalition aus
einer geschlossenen SVP-Fraktion und einer fast geschlossenen Fraktion der Grünen –
einzig die Genferin Stefania Prezioso Batou (gp, GE) stimmte für den Mehrheitsantrag –,
angereichert mit einer grossen Mehrheit der GLP-Fraktion und ein paar Mitgliedern der
SP- und der Mitte-Fraktion sprach sich mit 100 zu 75 Stimmen vorläufig für einen
Marschhalt und gegen den Antrag der SPK-NR aus. In der Folge ist nun die SPK-SR mit
ihrem Urteil an der Reihe. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.12.2019
MARC BÜHLMANN
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Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Mit einer parlamentarischen Initiative beabsichtigte Claudio Zanetti (svp, ZH), das
Bundesgesetz über die Biersteuer aufzuheben. Die Biersteuer sei willkürlich – auf Wein
bestehe zum Beispiel keine solche Steuer – und könne ohne Verankerung in der
Verfassung problemlos gestrichen werden, erklärte der Initiant. Obwohl sie die
Ungleichbehandlung von Bier gegenüber Wein anerkannte, beantragte die WAK-NR im
November 2018 mit 16 zu 8 Stimmen eine Ablehnung der parlamentarischen Initiative.
Die Abschaffung der Biersteuer würde ein falsches Signal für die Prävention senden,
zudem profitierten Kleinbrauereien von der Abstufung der Biersteuer nach Gradstärke.
Eine Kommissionsminderheit um Mauro Tuena (svp, ZH) wollte durch die Abschaffung
einer Steuer ein Zeichen setzen und die Diskriminierung des Biers beenden und
empfahl die Initiative folglich zur Annahme. Mit 110 zu 70 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
lehnte der Rat die Abschaffung jedoch ab. Unterstützt wurde der Vorschlag von der
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion sowie von einer Minderheit der FDP.Liberalen-
Fraktion. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Eine im Herbst 2017 eingereichte parlamentarische Initiative Zanetti (svp, ZH) forderte
die Konkretisierung des Begriffs „schweizerischer Ordre public“ im IPRG, sodass im
kollisionsrechtlichen Falle das Scharia-Recht nicht mit dem schweizerischen Ordre
public vereinbar sei. Die Formulierung solle zwar weiterhin eine möglichst offene
Anwendung finden, dennoch solle aber verhindert werden, dass über das internationale
Privatrecht eine Hintertür geschaffen werde, welche mit Rückgriff auf eine
abgeschwächte öffentliche Ordnung dem Scharia-Recht zu einer Anerkennung in der
Schweiz verhelfe.
Bisweilen werde diese Konkretisierung von den rechtsanwendenden Behörden
übernommen, zeige aber gerade im internationalen Privatrecht einen mangelnden
Durchsetzungswillen des Schweizer Ordre public auf, weshalb diesbezüglich
Aufweichungstendenzen hin zu einem „Ordre public atténué“ ersichtlich seien. Der
Initiant ging davon aus, dass Normenkonflikte, ausgehend von der beständigen
Immigration, gerade mit dem Scharia-Recht zunehmen und beispielsweise im Bereich
des Eherechtes noch viele Fragen aufwerfen werden. Das Wesen des Ordre public sei
aber als eine Grenze zur Vermeidung eines Ergebnisvollzugs zu verstehen, der mit
schweizerischen Rechtsanschauungen nicht übereinstimme. Wenn die
verantwortlichen Behörden dieser Grenzziehungsbereitschaft nicht mehr nachkommen
wollten, sei es eben am Gesetzgeber, entsprechende Normen zu konkretisieren.
In der Vorprüfung des Vorstosses konnte die RK-NR nicht gänzlich von der Sache
überzeugt werden. Mit 15 zu 9 Stimmen beantragte diese kein Folgegeben. Die
Kommissionsminderheit – darunter auch Zanetti selbst – sprach sich explizit für eine
Konkretisierung aus, damit der Spielraum für Gerichte und rechtanwendende Behörden
in der Begriffsauslegung eingeschränkt werde. Es obliege dem Gesetzgeber selbst, die
Grundprinzipien und Werte der Rechts- und Gesellschaftsordnung im Gesetz
vorzugeben. Die Kommissionsmehrheit hingegen war diesbezüglich anderer Auffassung
und sprach sich für den Status quo aus. Mit Bezugnahme auf die Art. 17 und 27 IPRG
liess sie verlauten, dass die Anwendung des Ordre-public-Vorbehaltes bei der
Anerkennung von ausländischen Entscheiden wesentlich restriktiver sei als bei der
Anwendung von fremdem Recht. Des Weiteren hielt sie fest, dass per se keine
ausländische Rechtsordnung Ordre-public-widrig sei, was insbesondere auch für die
islamische Rechtsordnung gelte. Mit den bestehenden Rahmenbedingungen würde
heute bereits dafür Sorge getragen, dass kein ausländisches Recht zur Durchsetzung
gebracht werde, das nicht mit den schweizerischen Vorgaben vereinbar sei. Daher sehe
sie diesbezüglich keinen Handlungsbedarf. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.01.2018
MELIKE GÖKCE
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«Können wir Weltfrauentage feiern, Pussyhats in der Wandelhalle stricken und
gleichzeitig einer Religion die Tore öffnen, in der die Ungleichheit der Geschlechter
zum Ordre public gehört?» Mit diesem und noch einigen weiteren rhetorischen
Argumenten versuchte Nationalrat Zanetti (svp, ZH) in der Sommersession 2018 seine
parlamentarische Initiative, mit der er die Konkretisierung des Begriffs
«schweizerischer Ordre public» forderte, durchzusetzen und damit dem Scharia-
Recht abzusagen. Unterstützung fand er in der Person seines Ratskollegen Yves
Nidegger (svp, GE): Um Zanettis Anliegen zu untermalen, führte er das Beispiel eines
amerikanischen Richters an, der offensichtlich darüber zu entscheiden hatte, welche
Darstellungen nun genau als Pornographie zu definieren seien und welche eben nicht.
Der Richter habe hierzu gemeint, dass er zwar keine genaue Definition von
Pornographie habe, aber er es wisse, wenn er sie denn sehe; und so ähnlich verhalte es
sich eben auch mit den Schweizer Richtern und dem Ordre public – und genau diesen
Umstand gelte es nun zu klären. Andrea Gmür-Schönenberger (cvp, LU) stellte sich
indes, als Vertreterin der Kommission, gegen diese Position. Die Kommission sei mit
dem Initianten einig, dass niemand ein Scharia-Recht in der Schweiz tolerieren wolle;
der eingereichte Vorstoss ziele aber gar nicht auf diesen Sachverhalt ab. Es sei
festzuhalten, dass der Initiant nicht die Gesetzgebung per se bemängle, sondern in
erster Linie die Urteile der rechtsanwendenden Behörden hinterfrage. Die Kommission
erwarte von den Gerichten klar, dass sie ihre Aufgaben wahrnähmen und bestehende
Gesetze auch anwendeten; sie sei aber ebenso der Ansicht, dass dieser Grundsatz von
den rechtsanwendenden Behörden bereits umgesetzt werde. Da Zanetti nicht
aufzeigen könne, inwiefern diesbezüglich ein konkreter Handlungsbedarf bestehe, sehe
die Kommission auch keine Notwendigkeit zur Ergreifung entsprechender
Massnahmen.
Wie zuvor schon in der vorberatenden RK-NR fand der Vorstoss auch in der grossen
Kammer keinen Rückhalt: Der Nationalrat lehnte die Initiative mit 122 zu 66 Stimmen ab,
womit das Geschäft nicht weiterverfolgt wird – sämtliche Befürwortungen entfielen auf
die SVP-Fraktion. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.06.2018
MELIKE GÖKCE

Mittels einer parlamentarischen Initiative Zanetti (svp, ZH) wurde gefordert, dass Art. 97
Abs. 3 ZGB aufgehoben wird. Dieser besagt, dass eine religiöse Eheschliessung nicht vor
der Ziviltrauung durchgeführt werden darf, was gemäss dem Initianten einer
Diskriminierung der religiösen Eheschliessung gleichkomme. Die RK-NR hatte in ihrem
Bericht vom Juli 2018 kein Folgegeben beantragt (20 zu 3 Stimmen bei einer Enthaltung)
und stützte diesen Entscheid auf die Schutzfunktion, die dem Primat der Ziviltrauung
zugrunde liegt. Eine für die Herbstsession 2018 geplante Abstimmung in der grossen
Kammer erübrigte sich jedoch, da Zanetti die Vorlage unbegründet zurückzog. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2018
MELIKE GÖKCE
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